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Anpassung der polnischen Bankaufsichtsnormen an die Standards 
der Europäischen Gemeinschaft

D ostosow anie polskich norm nadzoru bankow ego do standardów  EWG

Polen hat sich durch den Abschluß des Assoziierungsvertrages m it den 
M itgliedstaaten der EG 1 verpflichtet, das nationale Recht, da run te r auch 
das Bankenrecht, an die fü r die gegenw ärtigen und künftigen Mitglied- 
srtaaten der EG geltenden rechtlichen Regelungen anzupassen. Im Zuge 
der Realisierung dieser in ternationalen V erpflichtung hat die Regierung 
der Republik Polen ein Anpassungsprogram m  des polnischen Banken­
systems an die A nforderungen der EG vorbereitet.

Der vorliegende Aufsatz hat zum Ziel, die grundsätzlichen Bankauf­
sichtsnorm en in Polen auf ihre G leichartigkeit m it dein Standards der 
EG-Länder hin zu untersuchen. Dabei werden die Rechtsvorschriften über 
die Voraussetzungen fü r die Erteilung von Lizenzen, die Festlegung des 
Eigenkapitals der Banken und des Solvabilitätskoeffizienten, Bestim­
m ung der Obergrenzen der K reditrisikokonzentration, Grundsätze der 
Verhinderung der A usnützung des Bankensystem s zur Geld wasche und 
nicht zuletzt die Einlagensicherung besprochen. Die vorliegende Analyso 
bezieht sich auf den Rechtzustand am Ende des Jahres 1993.

1 Der Europavertrag über A ssoziierung zw ischen den M itgliedstaaten der Euro­
päischen G em einschaft und der Republik P olen  w urde am 16. Dezem ber 1991 in  
Brüssel unterzeichnet und durch den polnischen Sejm  am  4. Juli 1992 ratifiziert.
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GRUNDSÄTZE FÜR DIE ERTEILUNG DER BANKLIZENZ  
UND DER BANKAUFSICHT

Die starke Differenzierung der Bankensystem e innerhalb der EG hatte  
zur Folge, daß der in den 70er Jahren  unternom m ene Versuch der 
Entwicklung eines einheitlichen Bankenrechts in der Praxis unmöglich 
wurde. Dies w äre um so schwieriger, als daß im nächsten Jahrzehn t 
Länder m it wesentlich niedrigerem  Stand der w irtschaftlichen Entwick­
lung der EG beitreten  wollen. Infolge der fortschreitenden Globalisierung 
des W eltm arktes, darun ter auch der Finanzdienstleistungen, und im 
Hinblick auf den geplanten europäischen B innenm arkt w urde jedoch eine 
bestim m te H arm onisierung der rechtlichen Grundlagen fü r die Tätigkeit 
der K reditinstitu te unum gänglich. Auf diese A rt und Weise wollte m an 
den Banken, und zwar unabhängig vom Standort, gleiche Voraussetzungen 
für ihre D ienstleistungen schaffen und gleichzeitig gemeinsame Standards 
im Bereich der Sicherung der Bankgeschäfte festlegen.

Dies bedeutete, daß m an vor dem H intergrund des Fortbestehens 
nationaler Rechtsysteme in den EG -Ländern in der gegenwärtigen In te­
grationsphase die Einführung einer ersten  Stufe der H arm onisierung der 
rechtlichen Regelungen in Anlehnung an Richtlinien und Em pfehlungen 
der EG-Organe beschlossen hat. Mit Hilfe dieser Rechtsakten w erden die 
Bankaufstichtsnormen stufenweise vereinheitlicht. Die M itgliedstaaten 
der EG siind verpflichtet, die in den Richtlinien bestim m ten Norm en in 
ihre Rechtsysteme aufzunehm en. Sie können hingegen freiw illig die m 
den Em pfehlungen genannten Festlegungen berücksichtigen. Die einzel­
nen Länder können dabei zusätzliche, bzw. strengere Regelungen einfüh­
ren, die dann aber allein fü r die K reditinstitu te  m it S tandort in dem 
jeweiligen Land gelten. Die durch die EG erlassenen Richtlinien bilden 
demnach ein M indestmaß an einheitlichen Voraussetzungen fü r die 
Sicherung des Bankgeschäfts und des W ettbew erbs.

U nter den Regelungen, die die G rundsteine fü r den künftig  zu bilden­
den einheitlichen Bankenm arkt legen sollen, kom m t der zweiten Richt­
linie über die Koordinierung des Bankenrechts eine besondere Bedeutung 
zu.2 Diese Richtlinie hat folgende Prinzipien fü r die Bankengründung und 
Bankaufsicht eingeführt:

a) die Bank m uß zur Aufnahm e der G eschäftstätigkeit eine einmalige 
Lizenz einholen, die durch die Bankaufsichtsbehörde des Landes erte ilt

2 Zweite R ichtlinie des Rates zur Koordinierung der R echts- und V erw altungs- 
Vorschriften über die A ufnahm e und A usübung der T ätigkeit der K reditinstitute und 
zur Ä nderung der R ichtlinie 77/780/EWG „A m tsblatt der E uropäischen G em einschaf­
ten ” Nr. L 386 vom 30.12.1989.
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wird, in  dem  die Bank ihren Standort hat (Prinzip der einm aligen Bank­
lizenz),

b) die G eschäftstätigkeit der Bank unterliegt auf dem Gebiet der EG 
der behördlichen Aufsicht des H erkunftslandes (Prinzip der H erkunfts­
landkontrolle),

c) Banken, die auf dem Gebiet der EG ihre G eschäftstätigkeit 
ausüben, sind verpflichtet, alle V orschriften der EG-Organe über die 
Bankengeschäfte einzuhalten (Prinzip der m inim alen H arm onisierung der 
w ichtigsten Bankaufsichtsnorm en),

d) die einzelnen Länder erkennen gegenseitig die Rechtsnorm en und 
die Form en der Bankaufsicht an, die in den nationalen Bankensystem en 
gelten (Prinzip der gegenseitigen A nerkennung der Gleichheit der natio­
nalen V orschriften des Aufsiichtsrechts).

Die genannten vier Prinzipien bilden die G rundlagen fü r die Liberali­
sierung des Finanzm arktes auf dem Gebiet der EG, die darin  zum Aus­
druck kom mt, daß die M itgliedstaaten über die einmalige Banklizenz, die 
Aufsicht im H erkunftsland sowie den m inim alen H arm onisierungsbereich 
des Bankenrechts übereinstim m en. Auf diese A rt und Weise wurde ein 
ind irek ter Druck auf die Vereinheitlichung der Bankenrechtsnorm en 
ausgeübt, weil die Einführung strengerer Regelungen im jeweiligen Land 
die Schwächung der W ettbew erbsposition der K reditinstitu te  gegenüber 
ausländischen P artnern  zur Folge haben würde.

Die zweite Richtlinie hat insbesondere folgende Regelungen über die 
E rteilung der Banklizenz eingeführt:

a) A nfangskapital in M indesthöhe von 5 Millionen ECU,
b) m indestens zwei K andidaten fü r die Schlüsselpositionen in der 

Bank, die die Voraussetzungen fü r die Bekleidung der Posten der Ge­
schäftsführer erfüllen,

c) Vorlegung des Geschäftsplans.
Die genannte Richtlinie en thält auch eine Reihe w eiterer Normen, die 

die Bedingungen der G eschäftstätigkeit der Banken bestimm en. Zu den 
w ichtigsten gehören:

— Einschränkung der d irek ten  und indirekten Anteile, bzw. Stim m ­
rechte, an einem externen  U nternehm en auf 15% des Eigenkapitals sowie 
das Gesam tvolum en dieser Anteile auf 60%,

— Einführung der Pflicht, die aufsichtausübenden Organe darüber 
zu inform ieren, daß ein D ritte r die Anteile der Bank in Besitz nehm en 
will und daß die Höhe der Anteile geändert w erden soll,

— Ausdehnung der K ontrollbefugnisse seitens der aufsichtsausüben­
den Organe auf Personen, die d irekte oder indirekte Anteile, bzw. Stim m ­
rechte, an der Bank in Höhe von 10% oder m ehr besitzen.

9 A n n a le s ,  s e c tio  H , vo l. X X V in
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Die Regelung der Voraussetzungein fü r die G ründung von Banken 
w urde in Polen weitgehend an die zweite Richtlinie angepaßt. Das Ban­
kenrecht 3 sieht vor, daß die Bankgründung erfolgen kann, wenn:

1) Die A usstattung m it Eigenkapital der Bank in einer Höhe gew ähr­
leistet ist, die den vorgesehenen Tätigkeitsbereichen der Bank en tsprich t,4 
und wenn die Bank entsprechende, an den Geschäftsraum  gestellte 
Voraussetzungen erfüllt.

2) Die G ründer der Bank und die K andidaten fü r die führenden Pos­
ten eine die Interessen der K unden sicherstellende G eschäftstätigkeit der 
Bank gewährleisten.

3) M indestens zwei von den fü r die Bekleidung der führenden Posten 
vorgesehenen Personen entsprechende Ausbildung und berufliche E rfah­
rung besitzen.

4) Der durch die B ankgründer vorgelegte Geschäftsplan der Bank 
m it G eltung für drei Jahre  gew ährleistet, daß die W irtschaft m it den in 
der Bank angelegten M itteln sicher ist.

Die Erlaubnis fü r die G ründung einer P rivatbank m it in- oder aus­
ländischem  K apital auf dem Gebiet Polens w ird durch den Präsidenten 
der Polnischen N ationalbank (PNB) erteilt.

S trenger als in den EG -Ländern w urden die V orschriften des polni­
schen Bankenrechts über Fluß des Aktieneigentum s in der Bank geregelt. 
Dies kom m t in folgenden Entscheidungen zum Ausdruck:

a) Die Person, die Aktien einer Bank übernehm en will, m uß die 
Erlaubnis der PNB bekommen, wenn diese Aktien als A ktienpaket zu 
über 10%, 20%, 33%, 50%, 66% oder 75% der S tim m rechte auf der A ktionär­
versam m lung berechtigen.

b) Derjenige, der Aktien m it über 5% Stim m recht auf der A ktionär­
versam m lung erw orben hat, m uß darüber die betreffende Bank in 
K enntnis setzen.

c) Die Bank m uß im Namen der Person, die Aktien der Bank m it 
über 10% Stim m recht erw erben will, die Erlaubnis fü r den Verkauf bei 
der PNB beantragen.

S trenger sind in Polen auch die Normen fü r den K apitaleinsatz der 
Banken geregelt. Die Banken können Anteile sowie A^ktien und S taa tsan ­
leihen erw erben und sich kapitalm äßig bei anderen juristischen Personen 
beteiligen, sofern der K apitaleinsatz nicht größer ist als 25% des Eigen­

3 Das Gesetz „Bankenrecht” vom  31.01.1989. „Dziennik U staw ” [G esetzblatt] 
1992 Nr. 72 Pos. 359 mit nachf. Änderungen.

4 In Bezug auf ausländische Banken w ird das E igenkapital in  M indesthöhe von  
6 M illionen U S D ollar verlangt, die Höhe des E igenkapitals der inländischen Banken  
w urde in  den letzten  Jahren inflationsbedingt m ehrm als neu festgelegt. In der R egel 
betrug sie unter 5 M illionen ECU.
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kapitals. Diese Obergrenzen können bis 50% des Eigenkapitals nu r m it 
Erlaubnis des Präsidenten der PNB überschritten  werden. Das polnische 
Bankenrecht en thält hingegen keine Rechtsgrundlage fü r die Ausübung 
der Kontrolle von Personen durch die Bankaufsichtsbehörde, die an einem 
K reditinstitu t Anteile oder Stim m rechte haben.

EIGENMITTEL DES KREDITINSTITUTS  
UND DER SOLVABILITÄTSKOEFFIZIENT

Eine der wichtigsten Kategorien fü r die Bestim mung der Bedingungen 
und den Geschäftsbereich des K reditinstitu ts sind die Eigenmittel. Die 
A usstattung an entsprechend hohen Eigenm itteln hat einen wesentlichen 
Einfluß auf G ew ährung der S icherheit der K reditinstitu te  und der ange­
legten Geldbeträge. Aus diesem Grunde sind viele Norm en an den Eigen­
m itteln  orientiert. Die Vereinheitlichung der V orschriften über die Eigen­
m ittel der K reditinstitu te  w ar daher fü r die Harm onisierung der B ank­
aufsichtnorm en im Rahm en der Europäischen Gem einschaft und fü r  die 
Schaffung von Voraussetzungen fü r den lau teren  W ettbew erb innerhalb 
der EG von entscheidender Bedeutung.

Die im  April 1989 verabschiedete Richtlinie über die Eigenm ittel von 
K reditinstitu ten  5 hat den Bestand der Eigenm ittel wie folgt festgelegt:

— eingezahltes Kapital, welches der rechtlichen Form des jew eiligen 
K reditinstitu tes entsprechend alle durch Gesellschafter oder E igentüm er 
eingezahlten G eldbeträge um faßt,

— offene Rücklagen,
— Neubewertungsrüoklagen, d.h. nicht realisierte Gewinne bei Be­

teiligungen, W ertpapieren und Grundstücken,
— Fonds fü r allgemeine Bankrisiken,
— W ertberichtigungen, dfe Forderungen an Banken und Kunden sowie 

Schuldverschreibungen, Aktien und andere nicht festverzinslichen W ert­
papiere betreffen,

— sonstige Bestandteile.
Hinsichtlich der verschiedenen Q ualität der Bestandteile w erden die 

Eigenm ittel in das Basiskapital (eingezahltes Kapital, offene Rücklagen 
sowie u n te r Zuweisung des endgültigen Ergebnisses vorgetragene Ergeb­
nisse) sowie in die ergänzenden Eigenm ittel (sonstige Rücklagen, W ert­
berichtigungen, Vorzugsaktien und sonstige Bestandteile eingeteilt. Die 
ergänzenden Eigenm ittel des K reditinstitu ts können nicht höher sein als

5 R ichtlinie des Rates über die E igenm ittel von K reditinstituten. „A m tsblatt 
der Europäischen G em einscshaft” Nr. L 124 vom  5.05.1989.
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100% des Basiskapitals und bestim m te Bestandteile der ergänzenden 
Eigenmittel können 50% des W erts des Basiskapitals nicht überschreiten.

Im polnischen Rechtssystem  gibt es z. Z. keine Sonderregelung über 
die Eigenmittel der K reditinstitu te. Die V orschriften des Bankenrechts 
beschränken sich allein allgemein auf die G liederung der Eigenmittel:

a) in der Bank m it der Rechtsform einer Aktiengesellschaft — A ktien­
kapital sowie Rückstellungen und Rücklagen aller Art,

b) in der Genossenschaftsbank — M itgliedsbeitragsteil, F inanzrück­
stellungen und Rücklagenteil,

c) in der staatlichen Bank — G rundkapital laut Satzung, Rückstellun­
gen und Rüoklagentöil,

d) sonstige Fonds, die durch den Präsidenten der PNB zu den Eigen­
m ittel bestim m t w urden.6

Die Bestandteile der Eigenm ittel w urden in der V erordnung des 
Präsidenten der PNB über den Solvabilitätskoeffiziienten 7 bestim m t. In 
dieser V erordnung sind folgende K ategorien der Eigenm ittel genannt:

1) Basiseigenmittel (Basiskapital, V orratskapital, Kapitalrücklagen, 
Anlagevermögenskapital, unausgeschütteter Gewinn vom Vorjahr),

2) ergänzende Eigenm ittel II. Kategorie (Risikorückstellungen, In ­
vestitionsm ittel, Eigenmittel fü r technisch-w irtschaftlichen Fortschritt, 
Rückstellungen fü r den allgem einen Bankrisikofonds, Rückstellungen für 
A ufw ertung des Anlagevermögens),

3) auf Dauer zur Verfügung stehende M ittel III. Kategorie.
Ähnlich wie bei den Vorschriften der EG -Länder m üssen die einzelnen

Bestandteile der Eigenm ittel im entsprechenden V erhältnis zueinander 
stehen. Die Schlüsselbedeutung der Eigenm ittel fü r die Sicherung der 
L iquidität und der Zahlungsfähigkeit der Banken bew irkt, daß viele Nor­
men, die an der Sicherung des reibungslosen Bankgeschäfts orien tiert sind, 
an den Eigenm itteln der Bank angelehnt sind. Zu den wichtigsten gehört 
außer Zweifel der Solvabilitätskoeffizient, der die Relation der gewünsch­
ten E igenkapitalausstattung des K red itinstitu ts zu den risikotragenden 
Aktiva und den außerbilanziellen Positionen bestim m t.

Die Richtlinie des EG-Rates über den Solvabilitätskoeffizienten wurde 
gegen Ende 1989 verabschiedet.8 Sie verpflich tet die K red itinstitu te  aus 
den EG -Ländem , das V erhältnis des Eigenkapitals zu den Aktiva und 
den außerbilanziellen Positionen nach einem Risikomaßstab u n te r  8%

6 Bankenrecht, Art. 35, Abs. 5.
7 Verordnung des P räsidenten der PNB Nr. 7/93 vom  20.05.1993 über Norm en  

der A ktiva durch E igenm ittel der K reditinstitute, „D ziennik U rzędow y N B P ” 
[A m tsblatt der PNB] Nr. 6 Pos. 11.

8 R ichtlinie des Rates für einen  Solvab ilitätskoeffizienten  für K reditinstitute. 
„Am tsblatt der Europäischen G em einschaften” Nr. L 386 vom  30.12.1989.
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einzuhalten. Dabei wunde auch die nächste Voraussetzung eingeführt, 
daß die Aktiva und die außerbilanziellen Positionen m it m indestens 4% 
des Basiskapitals und im übrigen Teil durch andere Bestandteile der 
Eigenmittel (ergänzende Eigenmittel) gedeckt sein müssen.

Ein wichtiges Bestandteil des Solvabilitätskoeffizienten ist die Ein­
führung der Gew ichtungsfaktoren, die den einzelnen A rten der Geschäfts­
tätigkeit im Zähler zugeordnet sind. Die Risikogewichtung wird nach 
zwei K riterien  vorgenommen: nach dem H erkunftsland des Schuldners 
und nach der A rt des Bankgeschäfts. Es w urden 5 Gew ichtungsfaktoren 
(0, 10, 20, 50 und 100) angewendet, was zur Folge hat, daß bestim m te, 
als sicher geltende Forderungen keine Deckung durch das Eigenkapital 
des K red itinstitu ts haben müssen, w ährend andere je nach Risiko im 
Solvabilitätskoeffizienten entw eder ganz oder teilweise aufgehen, d.h. 
durch die Eigenm ittel der Bank gedeckt sein müssen.

Die Polnische Nationalbank hat eine V erordnung über das V erfahren 
zur E rm ittlung und Einhaltung des Solvabilitätskoeffizienten durch 
K reditinstitu te  noch im August 1990 erlassen. In der rechtlichen Kon­
struktion dieser Verordnung w urde ein noch rigoroseres Risikogewich­
tungssystem  angewendet als dies in den EG -Ländem  der Fall ist. Dies 
resu ltierte  daraus, daß die polnischen Banken und K reditinstitu te keine 
Z ielrückstellungen zur Abdeckung der risikoträchtigen Forderungen 
besaßen und die finanzielle Lage vieler K reditnehm er unklar war. Die 
höchste Risikogewichtung betrug 300%. Im Zusamm enhang damit, daß 
die K reditinstitu te seit 1993 verpflichtet w urden, die Z ielrückstellungen 
zum Risikoausgleich aus den gew ährten K rediten und anderen Forderun­
gen zu bilden, w urden Risikogew ichtungsraten eingeführt, die denen in 
den EG -Ländern sehr nahe kommen (d.h. 0, 10, 20, 30, 50 und 100%).9

Von Bedeutung ist dabei nicht nu r die Beurteilung der Ähnlichkeit 
zwischen bestim m ten Normen des polnischen Bankenrechts und den Nor­
m en der EG-Länder, sondern auch deren Realisierung durch die K re­
ditinstitu te. In Bezug auf N eugründungen erhält kein K red itinstitu t die 
Lizenz, solange es nicht das Eigenkapital in erforderlicher Höhe ausge­
wiesen hat. Viel kom plizierter ist das Problem  der bereits bestehenden 
K reditanstalten. In den staatlichen Banken hat der S taat fü r die aus­
reichende K apitaldecke gesorgt. Die P rivatbanken  in der Rechtsform  von 
A ktiengesellschaften erhöhen allm ählich ih r Eigenkapital, um nicht die 
Lizenz fü r die Ausübung der Bankgeschäfte zu verlieren. Am schwierig­
sten ist dagegen die S ituation in den Genossenschaftsbanken. Keine der 
1650 Genossenschaftsbanken besaß Ende 1993 Eigenkapital in erfo rder­
licher Höhe von 70 M illiarden Zloty. Dazu kommt, daß der D urchschnitts-

9 Die Verordnung Nr. 7/93, a.a.O.
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Tab. 1. E igenkapital und Solvabilitätskoeffizient der größten polnischen Banken
Kapitał w łasny i w spółczynnik w ypłacalności najw iększych polskich banków

K reditinstitut
Eigenkapital

Zł
A

in  Mid 

B
Ä nderung  

in  %

Solvabilitäts- 
koeffizient 

in  %
A B

Bank H andlow y S.A. 3.798 9.657 254 7,8 12,9
Bank P rzem ysłow o-H andlow y  

S.A. 1.437 3.735 260 8,6 20,5
Polska Kasa Opieki S.A. 1.054 3 5̂01 170 12,2 —
Bank Gdański S.A. 1.301 3.455 266 7,6 34,8
Bank D epozytow o- 

- K redytow y S.A. 928 3.136 338 7.1 22,7
Bank Gospodarki 

Żywnościow ej 1.628 2.950 18
Pow szechny Bank  

K redytowy S.A. 2.288 2.881 126 9,4 24,8
Pow szechny Bank  

Gospodarczy S.A. 790 3.37b 301 6,1
Pom orski Bank  

K redytowy S.A. 1.003 2.024 202 9,5 8,3
Bank Zachodni S.A. 1.131 1.802 159 14,2 12,2
Polski Bank Rozwoju S.A. 1.000 L.760 176 80,6 59,5
Bank Śląski S.A. % 382 1.630 —68 14,1 11,4
Bank Rozwoju Eksportu S.A. 544 1.021 188 10,6 14,2
Powszechna

Kasa Oszczędności 40 1.000 2.500 0,1
W ielkopolski Bank 

K redytow y S.A. 1.373 92.1 —6« 8,3 9,1
Bank Inicjatyw  

Gospodarczych S.A. 228 519 228 7,0 15,2
B ud-Bank S.A. 46 481 1.046 31,,0 133,0
Kredyt Bank S.A. 210 363 173 26,9 10,3
Bank Kom ercyjny  

Posnania S.A. 146 294 201 19,4 18,4
Bank Ochrony 

Środow iska S.A. 152 287 189 44̂ 5 15,5
BPH Gecobamk S.A. — 239 — — 71,9
Bank Ziemi R adom skiej S.A. — 234 — — 52,1
Agrobank S.A. 88 225 256 11,1 —
Iinvest Bank S.A. 60 205 342 31,7 8,1
Bank Rozwoju R olnictw a S.A. 110 169 154 14,3 —

Q uelle: Selbst auf Grund der R angliste der polnischen Banken der „Gazeta Ban- 
kow a” 1992, Nr. 25 und 1993, Nr. 38.

A — Zustand am 31.12.1991 
B — Zustand am 30.09.1993

w ert bei den Genossenschaftsbanken bei ca. 1 M illiarde Zloty liegt. Die 
Genossenschaftsbanken agieren vornehm lich in  der L andw irtschaft und 
können auf Grund der Krise in diesem Sektor der N ationalw irtschaft ihre 
Eigenmittel, d.h. das M itgliedbeitragskapital und das Rücklagentedl, nicht 
erhöhen. Der einzige Ausweg aus dieser S ituation w äre eine schnelle 
K onzentration auf der regionalen Ebene oder auch ein Zusammenschlui3 
der schwächsten Genossenschaftsbanken. Diese Prozesse entw ickeln sich
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allerdings viel zu langsam, was nicht nu r V erluste am M arktanteil son­
dern leider auch im m er öfter die Schließung infolge der Illiquidität zur 
Folge hat.

Ebenso ist die E inhaltung des Solvabilitätskoeffizienten durch die 
K reditinstitu te  auf entsprechendem  Stand als unzureichend zu bewerten. 
Selbst wenn der Sektor der Genossenschaftsbanken außer acht gelassen 
wird, zeigt sich, daß sich auch ein Großteil der K reditinstitu te in Form 
von AG nicht m it der optim alen Kennzahl ausweisen kann. Diese Situation 
läßt sich auf zweierlei Weise erklären. Zum einen liegen die Solvabilitäts­
koeffizienten bei den neugegründeten K red itinstitu ten  verständlicher­
weise oft über 8%, weil sie ih r K reditgeschäft noch nicht voll entfaltet 
haben. Zum zweiten ist ein Teil der „alten” staatlichen Banken m it K re­
diten belastet, die noch vor 1989, also noch vor deren Ausgliederung aus 
der S tru k tu r der Zentralbank und der Verleihung der Autonomie, ver­
geben wurden. Der Prozeß der Erzielung des optim alen Solvabilitäts­
koeffizienten w ird also noch einige Jah re  dauern.

Die Angaben über die Eigenkapitalquoten von den 25 größten pol­
nischen K reditinstitu ten  sam t dem Solvabilitätskoeffizienten sind in der 
Tabelle 1 dargestellt. Die h ier aufgelisteten Banken konzentrieren ins­
gesamt ca. 90% des Eigenkapitals aller in Polen tätigen K reditanstalten.

NORMEN ÜBER KONZENTRATION DER KREDITGESCHÄFTE

Von großer Bedeutung für die Reduzierung des Stabilitätsrisikos des 
K reditinstitu tes aus dem Aktivgeschäft ist die Festlegung der Obergren­
zen für die überm äßige K reditkonzentration. Der zulässige Einsatz der 
F inanzm ittel gegenüber den Kunden bem ißt sich nach den Eigenm itteln 
des K reditinstitutes. Diese Sicherheitsnorm en sind ein Ausdruck des 
Strebens nach der R isikostreuung und betreffen  die Anzahl und die Höhe 
von sog Großkrediten.

Die Normen über die zulässige K onzentration der Kreditgeschäfte 
w urden in der EG durch die Richtlinie über Ü berwachung und Kontrolle 
der G roßkredite 10 eingeführt. Die K reditinstitu te  w urden dadurch bezüg­
lich der Höhe der K redite eingeschränkt, die einem K reditnehm er, bzw. 
einer G ruppe verbundener K reditnehm er, e rte ilt w erden dürfen. Die 
Kredithöhe darf nicht 25% des Eigenkapitals eines K reditinstitu tes über­
steigen. Die neu eingeführte Norm bildet somit eine wesentliche V er­
schärfung der bis dahin geltenden Regelung von 1986, wonach die Ober­

10 R ichtlin ie des Rates über die Ü berwachung und K ontrolle der Großkredite 
von K reditinstituten. „A m tsblatt der Europäischen G em einschaften” Nr. L 29/1 vom  
5.02.1993.
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grenze bis 40% vorgesehen wurde. Als Eigenkapital werden dabei die m 
der Richtlinie über Eigenm ittel von 1989 bestim m ten M ittel verstanden. 
W enn die M uttergesellschaft bzw. Tochtergesellschaft des K reditgebers 
einen K redit aufnehm en will, ist die Obergrenze m it 20% des Eigenkapitals 
des K reditinstitu tes gesetzt. Die Erhöhung der Obergrenze ist nur dann 
möglich, w enn besondere K ontrollm aßnahm en in Bezug auf den G roß­
kredit angewendet werden.

Eine nächste B arriere fü r die überm äßige K reditkonzentration in der 
genannten Richtlinie ist die V ereinbarung, daß alle G roßkredite eines 
K reditinstitu tes insgesam t 800% seiner Eigenm ittel nicht übersteigen 
dürfen. G roßkredit ist in diesem Sinne ein K redit, der 10% des Eigen­
kapitals des K reditinstitu ts übersteigt.

Die Normen fü r die G roßkredite gelten nicht nu r den einzelnen K re­
ditnehm ern sondern auch G ruppen von organisatorisch, bzw. finanziell 
verbundenen Unternehm en. Die engen V erbindungen zwischen den K re­
ditnehm ern erfordern  eine entsprechende Behandlung im Hinblick auf 
die Beurteilung des Kreditrisikos. Die genannte Richtlinie bezeichnet all 
diejenigen natürlichen oder juristischen Personen als verbunden, deren 
gegenseitige Verbindung darin  besteht, daß eine Person als M uttergesell­
schaft eine direkte, bzw. indirekte Kontrolle über die andere Person 
ausübt, oder auch daß zwischen beiden Personen eine V erbindung besteht, 
die auf die Anwendung einer solidarischen U nterstützung seitens der 
G ruppenm itglieder im Falle der finanziellen Schw ierigkeiten eines M it­
gliedes schließen läßt.

Die Richtlinie sieht ebenfalls vor, daß die Aktiva und die außerbilaiir- 
ziellen Geschäfte, die im Sinne der Richtlinie über den Solvabilitätskoef­
fizienten nach 0, 20 und 50 gewichtet werden, bei der E rm ittlung der 
Obergrenze der K reditkonzentration u n ter Anwendung dieser Gewich­
tung berücksichtigt werden.

Die Normen über die K reditkonzentration w urden im Polen im Ban­
kenrecht 11 geregelt. Das Bankenrecht sieht vor, daß das gesam te Volu­
men der K redite (mit Ausnahme der K redite m it B ürgschaften der Re­
gierung bzw. der internationalen Finanzinstitute), der Gelddarlehen, der 
Forderungen aus Bankgarantien und -bürgschaften, der A kkreditiva (mit 
Ausnahme des durch B ankguthaben gesicherten Teils) sowie anderer 
V erpflichtungen der K reditinstitu te, die im A uftrag des K unden aufge­
nommen w urden, in Bezug auf einen K reditnehm er oder eine Gruppe 
m iteinander verbundener K reditnehm er den Satz von 15% der Eigenm ittel 
nicht übersteigen darf. Die o.g. O bergrenzen können n u r m it Erlaubnis

11 Bankenrecht, Art. 35, Abis. 1.
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des Präsidenten der PNB überschritten  werden, allerdings auch höchstens 
bis 50% der Eigenm ittel des K reditinstitu tes.

Im polnischen Bankenrecht wurde demnach eine strengere Norm über 
die K reditkonzentration als in den EG -Ländern eingeführt. Dies ist aber 
dadurch bedingt, daß das K reditrisiko in der gegenw ärtigen w irtschaftli­
chen Lage Polens insgesamt höher ist. Es w urde hingegen nicht eindeutig 
form uliert, was u n te r den kapitalm äßig oder organisatorisch verbundenen 
K reditnehm ern zu verstehen ist. In der Praxis w erden sie als die gegen­
seitigen Kapitalbeteiligungen, die gemeinsame Geschäftsführung, gegen­
seitige G arantie- und Bürgschaftleistungen, A usstellen von W echseln und 
direkte, bestandsfähige Kooperations- oder Geschäftsverbindung auf­
gefaßt.

In Bezug auf die polnischen K reditinstitu te  fehlt es an einer Norm, 
die das Gesam tvolum en von G roßkrediten eines K red itinstitu ts bestim m en 
würde. Im polnischen Bankensystem  haben w ir es m it einer verhältn is­
m äßig großen K reditkonzentration zu tun, die einerseits aus der K redit­
politik vor 1989 resu ltie rt und andererseits durch niedrige Eigenmittel 
der Banken bedingt ist. In der zentral gelenkten W irtschaft w urden für 
das jeweilige Gebiet zuständige A ußenstellen der Zentralbank m it der 
Finanzbedienung der jeweiligen U nternehm en betraut. Nach der Ausglie­
derung aus der S tru k tu r  der Zentralbank haben die kom m erziellen K red it­
institu te die G roßkredite geerbt. Auf der anderen Seite w urden vor der 
Einführung der V orschriften über zulässige Obergrenzen fü r G roßkre­
dite im M ärz 1992 K redite gew ährt, die zwar in absoluten W erten nicht 
seh r groß, groß genug aber im V erhältnis zu den niedrigen Eigenmittel 
w aren.

EINLAGENSICHERUNGSSYSTEM E

Ein fü r jedes Bankensystem  sehr wichtiges Problem  ist die Schaffung 
von G arantien fü r die Rückgabe der Guthaben. Dies hat eine große 
Bedeutung im Hinblick auf die Schaffung einer V ertrauensbasis zu den 
K red itinstitu ten , insbesondere seitens der Kleineinleger. Die Schaffung 
des B innenm arktes im Rahmen der Europäischen Gem einschaft und die 
M öglichkeiten fü r freies Anbieten von Dienstleistungen im jeweiligen 
Land durch K reditinstitu te  aus den anderen EG -Ländern ist ein Anlaß 
fü r die Einführung eines einheitlichen Sicherheitsgrades fü r die K un­
den, und zwar unabhängig vom K reditinstitu t, in dem sie ihr Geld ein­
gelegt haben. Eine zufriedenstellende Lösung dieses Problem s stößt seit 
Ja h re n  auf ein H indernis in Form  der recht unterschiedlichen Lösungen 
in diesem Bereich in den zehn EG -Ländern und der fehlenden Einlagen­
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sicherungssystem e in den übrigen zwei EG-Ländern. Aus diesem G rund 
w ar bis jetzt nur eine Em pfehlung in dieser Angelegenheit m öglich.12 
Erst vor kurzem  w urde der Entw urf einer Richtlinie des Rates über 
Einlagensicherungssystem e erarbeite t,13 die die Annahme einheitlicher 
Regelungen in diesem Bereich ermöglichen würde.

Im Entw urf der Richtlinie w urde ein sehr weit gefaßter Begriff der 
Einlagen eingeführt. Dazu zählen M ittel auf Sparguthaben, aber auch 
Saldo der K ontokorrentkonten sowie Forderungen, fü r die das K red it­
institu t übereignungsfähige Dokum ente ausgestellt hat. Die E inlagen­
sicherung um faßt gleicherm aßen alle K undengruppen (natürliche Perso­
nen, U nternehm en etc.) außer Banken, weil die Banken leichter die L iqui­
d itä t eines K reditinstitu tes beurteilen  können als andere Subjekte.

Die Zugehörigkeit von K red itinstitu ten  zum Einlagensicherungssystem  
ist als obligatorisch vorgesehen. Dies entscheidet allerdings nicht über 
die Frage der O rganisationsstruktur und der Rechtsform, der F unktio ­
nierung und ebensowenig über die Anzahl der im jeweiligen Land ange­
w endeten Sicherungssysteme. Es w urde der G rundsatz angenomm en, daß 
die Geldeinlagen in einem K red itinstitu t und auch in  seinen ausländischen 
Außenstellen im Europäischen W irtschaftsraum  durch Einlagensicherungs­
system e aus dem Ursprungsland des K reditinstitu tes geschützt werden. 
Dadurch ist die konsequente Anwendung des Grundsatzes des U rsprungs­
landes im Sinne der zweiten Richtlinie über Koordinierung des B anken­
rechts innerhalb der EG, worin es heißt, daß die Bankaufsichtsorgane zur 
D urchführung der Kontrolle aller Geschäftsfelder einschließlich der 
Auslandsgeschäfte des jeweiligen K reditinstitu tes berechtigt sind, ge­
w ährleistet. Die Bankaufsicht und die Institu tion der Einlagensicherungs- 
systeme erfüllen ähnliche Funktionen und es ist eine logische Konsequenz, 
daß beide dem selben G rundsatz unterordnet sind. Bedenken kom men 
dabei allerdings bei dem Vorschlag, ausländischen Bankfilialen die Mög­
lichkeit einzuräum en, die Einlagensicherungssystem e im Land der Ge­
schäftstätigkeit zu übernehm en. Die ausländischen Banklifilialen könnten 
dann gegebenenfalls günstigere M öglichkeiten der E inlagensicherungssy­
steme des jeweiligen Landes fü r sich in Anspruch nehmen, ohne gleich­
zeitig der Bankaufsicht zu unterliegen.

Eine besondere Bedeutung kom mt dabei im Rahmen des E inlagen­
sicherungssystem s der Frage nach der Festlegung der Höhe der E nt­
schädigungsansprüche im Falle des K onkurses eines K red itinstitu tes zu.

12 Em pfehlung der K om m ission zur E inführung von E inlagensicherungssystem en  
in der G em einschaft. „A m tsblatt der Europäischen G em einschaften” Nr. L 33/16 
vom 4.02.1987.

13 Vorschlag für eine R ichtlin ie des Rates über Eiinlagensicherungssystem e. 
„A m tsblatt der Europäischen G em einschaften” Nr. C 163 vom  30.06.1992.
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Der Entw urf der Richtlinie bestim m t die Höhe des Entschädigungsanspru­
ches m it m indestens 15.000 ECU in Bezug auf Einlagen in einem  K red it­
institu t. Dieser Betrag entspricht der durchschnittlichen Einlagensiche­
rung, die z.Z. in den EG -Ländem  gilt (mit Ausnahme Deutschlands und 
Italiens, wo die Sicherungsbeträge wesentlich höher sdnd). Es steh t den 
einzelnen EG -Ländem , genau wie im Falle anderer durch die Richtlinien 
festgelegten Normen, selbstverständlich frei, in ihre Einlagensicherungs­
system e höhere Beträge aufzunehm en.

Die Auszahlung der Entschädigung soll innerhalb von 3 M onaten ab 
Feststellung der Illiquidität des K reditinstitu tes erfolgen. Diese Frist 
kann nur einm al durch das Organ der Bankaufsicht um w eitere 3 Monate 
verlängert werden, soweit der V erpflichtete einen begründeten Antrag 
vorlegt

In Polen sind die Einlagen in einem Teil der K reditinstitu te  gesichert, 
und zwar gilt das nu r fü r die Spareinlagen von natürlichen Personen in 
staatlichen und genossenschaftlichen K reditinstitu ten . Es fehlen nach wie 
vor entsprechende Regelungen dieses Problem s und die bestehenden Ga­
rantien  sind n u r allgem ein im Bankenrecht form uliert.14 F ür die Rück­
zahlung der Spareinlagen (außer den G uthaben der Gewerbetreibenden) 
hafte t der Staat. Diese H aftung ist aber nur auf G uthaben bei den 
staatlichen und genossenschaftlichen K red itinstitu ten  beschränkt, die vor 
10.02.1989 entstanden. Dies bedeutet, daß die Spareinlagen bei den eini- 
gezehn K reditinstitu ten , die nach diesem Datum  entstanden sind, gar 
nicht gesichert sind. Die Höhe der H aftung des Staates fü r die Rücker­
s ta ttung  der Spareinlagen ist nicht begrenzt, d.h. sie genießen vollen 
Schutz. In der Praxis ist die Frage des R ückerstattungsverfahrens und 
-term ins um stritten . Das Finanzm inisterium  als V ertre ter des Staates 
versucht das Ausmaß seiner H aftung zu begrenzen, indem es die Debito­
ren zuerst zum K onkursverw alter schickt. Erst w enn die Debitoren auf 
diesem Wege nicht an ihre G uthaben kommen, übernim m t der S taat die 
V erpflichtung des K reditinstitutes.

Seit einigen Jah ren  enden die Bem ühungen um Verabschiedung von 
V orschriften über einheitliche Grundsätze der Spareinlagensicherung in 
allen K red itinstitu ten  m it Mißerfolg. Die letzte Fassung des en tspre­
chenden Gesetzesentw urfs sieht die G ründung eines Vereins zur Bank­
guthabengarantie als Institu tion  der öffentlichen Hand vor, dem alle 
K reditinstitu te  obligatorisch gehören w ürden. Die G arantie soll alle Ein­
lagen unabhängig von der Laufzeit und der Bankguthabenw ährung 
umfassen. Spareinlagen in Höhe bis 1.000 ECU in einem K reditinstitu t 
sollen voll und die Spareinlagen in Höhe von 1.000 bis 3.000 ECU in 90%

14 Bankenrecht, Art. 49.
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garan tiert sein. Einlagen in Höhe über 3.000 ECU sollen dagegen nicht 
gesichert bleiben. W enn m an die D urchschnittslöhne als Vergleichsbasis 
nim m t, so kann m an feststellen, daß die in Polen vorgeschlagene Höhe 
der G arantien den M indestanforderungen der Richtlinie des EG-Rates 
entspricht. In beiden Fällen sind es doch Lösungen, die die kleinen Geld­
anleger schützen und sie zur U nterhaltung von Bankguthaben in ver­
schiedenen K reditinstitu ten  anhalten sollen.

VERFAHREN GEGEN GELDWÄSCHE

In den letzten Jahren  w urde in den westlichen Ländern ein verstä rk ter 
Kam pf dem Legalisierungsprozeder der G eldm itteln über K reditinstitu te, 
die aus einer S tra fta t stam men, angesagt. Dieser Kam pf kam in der Ein­
führung der Vorschriften über Vorbeugung der A usnutzung des Finanz­
system s zu diesem Zweck zum Ausdruck.15 Die K reditinstitu te  w urden 
verpflichtet, die Identität des Kunden, m it dem  sie die Geschäftsbeziehun­
gen pflegen, insbesondere bei der Eröffnung von Konten und bei der V er­
m ietung von Sicherheitsschließfächern, zu überprüfen. Bei jedem  anderen 
Geschäftsvorgang ist die Identität des K unden zu überprüfen, w enn der 
W ert des Bankgeschäftes über 15.000 ECU liegt. Die K reditinstitu te  sind 
ebenfalls verpflichtet, die Geschäfte m it K unden in ihren  U nterlagen zu 
dokum entieren, und zwar so, dam it sie gegebenenfalls als Beweismaterial 
im G erichtsverfahren benutzt w erden können. Diese U nterlagen müssen 
m indestens 5 Jah re  lang nach der jeweilige Geschäftsabw icklung au f­
bew ahrt werden. Die K reditinstitu te  haben auch gleichzeitig die Pflicht 
der Kooperation m it den O rdnungskräften bei de r Verfolgung von Tätern, 
die das Prozeder der Geldwäsche betreiben, und es von der Abwicklung 
der Bankgeschäfte u n te r V erdacht der Geld wasche abzusehen.

In Polen w urden dieselben Regelungen, die der Geldwäsche Vorbeugen 
sollen,16 wie in den EG -Ländern eingeführt. Die Banken in Polen wurden 
so verpflichtet, bei der Geschäftsabwicklung, insbesondere bei Bargeld­
geschäften, die Identitä t des K unden festzustellen und die Inform ation 
über ihn und über das Geschäft fünf Jah re  lang aufzubew ahren. Diese 
Pflicht gilt Bankgeschäften m it W ert über 200 Mio. Zł bzw. dem Gegen­

15 R ichtlinie des Rates über Vorbeugung der A usnutzung des F inanzsystem s 
zur Geldwäsche. „A m tsblatt der Europäischen G em einschaften” Nr. L 166 vom
28.06.1991.

16 Verordnung des Präsidenten der PNB über die V erfahrensgrundsätze der 
K reditinstitute im Falle des Verdachts auf U m stände, daß G eldm ittel oder andere 
V erm ögensw erte, die infolge einer Straftat gew onnen w urden, bzw. im  Zusam m en­
hang mit einer Straftat stehen, angelegt oder auch G eldeinzahlungen über einen  
bestim m ten N ennw ert gem acht w erden, vom  1.10.1992 „Dziennik U rzędow y N B P ” 
[A m tsblatt der PNB] von 1992, Nr. 9 Pos. 20.
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w ert dieses Z loty-Betrages in frem den W ährungen (Ende 1993 w aren es 
ca. 8.500 ECU). W enn bei der Geschäftsabwicklung, unabhängig von dem  
W ert, ein begründeter Verdacht auf den Versuch der Geldwäsche au f­
kommt, haben die K red itinstitu te  unverzüglich die S taatsanw altschaft 
darüber in K enntnis zu setzen.

VERGLEICHSANALYSE DER BANKAUFSICHTSNORM EN IN DER EG
UND IN POLEN

Die Schilderung der w ichtigsten Regelungen des Bankenrechts im 
Bereich der Bankaufsicht in der EG und in Polen erlaub t die Feststellung, 
daß Polen die m eisten Normen, die in den letzten Jah ren  in der EG 
verabschiedet w urden, in sein Rechtssystem  eingeführt hat. Einige sind 
zw ar weniger präzise bestim m t, weil sie allein im Gesetz „B ankenrecht” 
en thalten  sind, aber auf der anderen Seite sind die angenomm enen 
K oeffizienten oft rigoroser. Es fehlen z.Z. in Polen noch V orschriften 
über K onsolidierung der Bankaufsicht über die K reditinstitu te, die in 
der EG bereits die Form einer Richtlinie angenommen haben.17 Eine 
Zusam m enstellung der Bankaufsichtsnorm en in Polen und in der EG 
en thält die Tabelle 2.

PROBLEME DER POLNISCHEN BANKEN AM VORTAG DER INTEGRATION

Polen hat form al 10 Jahre  Zeit, um das eigene Bankenrecht und die 
anderen Rechtsvorschriften an die in der EG geltende Regelung anzu­
passen. Dabei könnte der Eindruck entstehen, als ob diese Zeit lange 
genug wäre, insbesondere weil viele Norm en bereits im polnischen Rechts­
system  berücksichtigt wurden. B etrachtet m an aber die w esentlichen 
U nterschiede in der Entwicklungsstufe des Bankensystem s in Polen und 
in den Ländern der Europäischen Gemeinschaft, so ist leicht einzusehen, 
daß der Anpassungsprozeß auf große Schwierigkeiten, nicht so sehr der 
rechtlichen, sondern m ehr der w irtschaftlichen N atur stoßen kann. Auch 
in den EG -Ländern selbst hat m an den Banken eine bestim m te Ü bergangs­
zeit zur Anpassung an die neuen Normen gelassen, und die Im plem entie­
rung einiger Norm en w urde trotzdem  im Hinblick auf die Notwendigkeit 
der Ü berw indung der Differenzen in den Entwicklungsstadien der B an­
kensystem e zeitlich verschoben. W ir dürfen uns nicht darüber h inw egtäu­
schen, daß diese Schwierigkeiten in Polen etwa nicht Vorkommen werden.

17 R ichtlin ie des Rates über die B eaufsichtigung von K reditinstituten  auf kon­
solid ierter Basis. „A m tsblatt der Europäischen G em einschaften” Nr. L 110 vom
28.04.1992.
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Tab. 2. Z usam m enstellung der Bankaufsichtsnorm en in der EG u id in Polen  
Z estaw ienie norm nadzoru bankow ego w  EWG i w  Polsce

Gebiet
Regelung Europäische G em einschaft P olen

Lizenzvergabe, 
Eigenkapitalquote  
und -fluß

Einm alige L izenz im G e­
sam tgebiet der EG auf der 
Grundlage von drei Voraus­
setzungen:
a) M indesteigenkapital 

5 Mio. ECU,
b) zw ei professionelle G e­

schäftsführer,
c) G eschäftsplan. 
Einschränkung der Bank- 
beteiligungen in  N ichtban­
ken auf 60% des E igenka­
pitals und der einzelnen  
B eteiligungen auf 15%, In- 
form ationspfldcht über den 
Erwerb von qualifizierten  
A nteilen  (über 10%), B eau f­
sichtigung der A nteilseigner  
der K reditinstitute (über 
10%) seitens des B ankauf- 
sichts organs.

Lizenzvergabe durch den  
P räsidenten der PN E auf der 
G rundlagen von v ier V oraus­
setzungen:
a) M indesteigenkapital ca.

5 Mio. ECU,
b) vertrauensw ürdige G rün ­

der und G eschäftsführung,
c) zw ei professionelle G e­

schäftsführer,
d) G eschäftsplan für 3 Jahre. 
Einschränkung der B ankbe­
teiligung und des A k tien -  
und Staatsanleihenkaufs au f 
25% des E igenkapitals, m it der 
Erlaubnis des P räsidenten  der 
P N B  auf 50%,
Informatiotnspflicht über den  
Kauf von über 5% A n teile  
am K reditinstitut,
Erlaubnis des P räsidenten  
der PNB für den K auf von  
qualifizierten A n teilen  des 
K reditinstitutes (10, 20, 33, 
50, 66, 75%) erforderlich.

D efinition und 
B estandteile der 
Eigenm ittel der 
K reditinstitute

Bestim m ung der B estand­
teile  der Eigenm ittel:
a) Basiskapital (eingezahl­

tes Grundkapital, Agio, 
ausgew iesene Rücklagen, 
einbehaltene Gewinne),

b) ergänzendes Kapital 
(Rückstellungen, W ert­
berichtigungen, V orzugs­
aktien, sonstige B estand­
teile)

Bestim m ung der B estandteile  
der E igenm ittel:
a) Basdskapitai,
b) ergänzendes K apital,
c) auf Dauer zur V erfügung  

stehende M ittel III. K a­
tegorie.

Solvabilitätskoeffizient Bestim m ung einer einheitli - 
chen Norm über die garan­
tierte E igenkapitalquote zu 
den A ktiva und den außer­
bilanziellen  Positionen je 
nach dem M indestrisikofak­
tor 8%, R isikogew ichtung: 0, 
10, 20, 50, 100%, 
R isikogew ichtung bei den  
außerbilanziellen Positionen: 
0, 10, 50, 100.

B estim m ung einer e in h e it­
lichen Norm über die E igen­
kapitalquote im V erhältnis 
zu den A ktiva und den  
außerbilanziellen P ositionen  
je nach dem R isikofaktor  
8%.
Risiikogewichtung für dis 
A ktiva und die außerbilan- 
ziellen  Positionen: 0, 10, 20, 
30, 50, 100%.
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Obergrenzen für die 
K reditkonzentration

Der Großkredit ist ein  so l­
cher Kredit, der 10% des 
Eigenkapitals des K redit­
institutes übersteigt. Die 
Obergrenze für einen K re­
ditnehm er bzw. eine K re­
ditnehm ergruppe beträgt 
25% des BigenkapitaLs. Die 
Gesam tsum m e der G roßkre­
dite isit auf 800% des E igen­
kapitals begrenzt.

Der auf Grund eines K redit­
vertrages gew ährte Kredit 
kann 10% des Eigenkapitals 
nicht übersteigen. Die Ober­
grenze eines Großkredits lür  
einen Kreditnehm er bzw. eine 
K reditnehm ergruppe beträgt 
15% des Eigenkapitals. Die 
Erhöhung der Obergrenze auf 
50% mit der Erlaubnis der 
PNB möglich.

Einlagens icheru ngs - 
system  (Entwurf)

M indestschw elle für Ein- 
lagensicnerung 15.000 ECU. 
Die Sicncrung um faßt alle  
Forderungen mit Ausnahm e  
von Z v schenbankem iagen. 
A usza.uurg innerhalb von 3 
M onaten (in A usnahm efällen  
6 Monate).

100% Sicherung für alle Ein­
lagen bis 1.000 ECU, 90°ö 
Sicherung für E inlagen im  
Wert von 1.000 bis 3.000 ECU

G eldw äsche Ü berprüfung der Identität 
im W ert von über 15.000 ECU. 

des K unden bei G eschäften  
Die A ufbew ahrungspflicht 
von U nterlagen im Zeitraum  
von 5 Jahren. Die Pflicht 
der K ooperation mit den 
O rdnungskräften.

Überprüfung der K unden­
identität bei G eschäften im  
Wert von über 200 Mio. ZL 
(ca. 8.500 ECU).
Die A ufbew ahrungspflicht 
von U nterlagen im Zeitrauin  
von 5 Jahren. Die P flicht der 
Kooperation mit den Orü- 
nungskräften.

Q uelle: Selbst auf Grund entsprechender norm ativer A kten.

Die K reditinstitu te  in Polen befanden sich gleichsam m it der gesamten 
N ationalw irtschaft ein halbes Jah rhundert (1945— 1989) unm itte lbar in 
den Händen oder standen un ter dem vorherrschenden Einfluß des Staates. 
Der S taat garantierte  die Solvabilität der K reditinstitu te  und sorgte nicht 
fü r  eine entsprechende Eigenkapitalausstattung. Die G eschäftstätigkeit 
der K reditinstitu te w urde gleichzeitig in großem Maße auf die Tätigkeit 
von Kassen reduziert, die im staatlichen A uftrag die Finanzbedienung der 
w irtschaftlichen Einheiten durchzuführen  hatten . U nter diesen Bedingun­
gen haben die K reditinstitu te  w eder die K reditw ürdigkeit ih re r Kunden 
geprüft noch m arktw irtschaftliche V erkaufsinstrum ente der Bankdienst­
leistungen angewendet. Nach der Einführung der m arktw irtschaftlichen 
Spielregeln im Jah re  1989 fanden sich die K red itinstitu te  in einer doppel 
schwierigen Situation. Zum einen hat die unzureichende Eigenkapital- 
austa ttung  den Grad ih rer Sicherheit und dam it die M öglichkeiten fü r die 
E ntfaltung des K reditgeschäfts eingeschränkt. Zum zweiten hatte  das 
n icht ausreichende Wissen über Verhaltensw eisen u n ter den W ettbew erbs­
bedingungen der M arktw irtschaft Schwierigkeiten bei der Gewinnung 
kreditw ürdiger K unden ausgelöst.
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Auf der Rangliste der 1000 größten Banken der W elt befindet sich die 
größte Bank Polens (Bank Handlowy in W arschau S.A.) erst auf Platz 
487 m it der E igenkapitalausstattung von 398 Mio. Dollar. Das Eigen­
kapital dieser Bank bildet dabei ca. 20% des G esam tkapitals des polni­
schen Bankensystem s. U nter den 1000 größten Banken befinden sich noch 
weitere 6 K reditinstitu te  m it der Eigenkapitalquote von 125 bis 286 Mio. 
US Dollar.18 Das gesam te Eigenkapital aller polnischen Banken ist n ie­
driger als das Eigenkapital der einzelnen größten Banken der Welt. 
Diese einfache Gegenüberstellung weist auf die Skala der Schwierigkeiten 
hin, die vor dem polnischen Bankensystem  stehen.

Eine unm ittelbare Folge der K apitalschw äche der polnischen Banken 
ist die unzureichende Entwicklung des Bankennetzes. In Polen sind eigent­
lich n u r drei U niversalbanken tätig, die auf dem gesam ten Gebiet Polens 
eine verhältnism äßig gut entw ickelte und gleichmäßig verte ilte  V ertriebs­
s tru k tu r besitzen. Die übrigen K reditinstitu te  haben regionalen bzw. gar 
örtlichen W irkungsradius oder haben sich auf ein bestim m tes Gebiet 
spezialisiert. Die Entstehung von über 80 privaten  K red itinstitu ten  in 
den letzten vier Jah ren  hat an der D istribution der B ankdienstleistun­
gen nicht viel geändert, weil es kleine Einheiten m it m eistens bis zu 
einigezehn A ußenstellen sind. Auf eine Bankstelle in Polen kommen ca. 
10.000— 12.000 Einwohner, was von den entsprechenden K ennziffern der 
EG-Länder stark  d ifferiert.

Die W irksam keit des polnischen Bankensystem s leidet zusätzlich am 
Mangel eines m odernen V errechnungssystem s un ter den K reditinstitu ten . 
Die einzelnen K reditinstitu te haben in den letzten Jah ren  in terne com­
putergesteuerte  Verrechnungssystem e installiert, aber dieser Prozeß 
befindet sich im m er noch erst auf der S tufe der Einführung der V er­
rechnungssystem e un ter den einzelnen Abteilungen. Die Polnische Bank­
verrechnungskam m er funktioniert im m er noch als eine „Papierkam m er”, 
d.h. die Bankfilialen liefern ihre V errechnungsunterlagen an die Regio­
nalzentren, die erst an die Zentrale angeschlossen sind. Die ,,on-line”-Ver- 
rechnungssystem e funktionieren dagegen im m er noch nicht.

Schon diese kurze C harakteristik  der Entw icklungsstufe der Banken 
in Polen veranschaulicht die Problem e, die im Zusam m enhang m it der 
Integration m it der EG gelöst w erden müssen. Auf diese Aufgabe m uß 
m an sich nicht nu r durch die Einführung entsprechender rechtlicher 
Regelungen, sondern vor allem  auch durch die E igenkapitalstärkung, 
durch organisatorische und W eiterbildungsm aßnahm en vorbereiten. Diese 
Prezesse haben in der polnischen N ationalw irtschaft schon begonnen. 
Die stärksten  K reditinstitu te  erhöhen kontinuierlich ihre E igenkapital­

18 Zit. nach „The Banker” vom Juli 1993.



A npassung der polnischen Bankaufsichtsnorm en.., 145

quoten und bauen das D istributionsnetz aus. Zur Zeit expandieren die 
polnischen K reditinstitu te ausschließlich auf dem B innenm arkt. N ur 
zwei K reditinstitu te  haben eigene Außenstellen im Ausland und eine 
weitere Entwicklung in dieser Richtung ist z.Z. noch nicht in Sicht. Es 
sind eher die westlichen Banken, die in Polen ihre Filialen gründen (z.Z. 
drei) und Anteile an den polnischen Banken übernehm en (z.Z. sind 
m ehere Banken, darun ter sieben Banken in 100%, bzw. m ehrheitlich in 
den Händen des Auslandskapitals).

Der Prozeß der w irklichen Anpassung des polnischen Bankensystem s 
an die westlichen Standards wird langw ieriger sein, als es aus der 
Änderung der rechtlichen Regelungen allein hervorgeht. Die Grundidee 
der Regelung der Funktionierung des europäischen Binnenm arktes der 
F inanzdienstleistungen bildet der Versuch, den G rundsatz der Vorsicht 
m it dem G rundsatz der W irtschaftsfreiheit, des freien K apital-, W aren- 
und Dienstleistungsflusses in Einklang zu bringen. Die in den Normen 
des Bankenrechts der Europäischen Gem einschaften enthaltenen E rfah­
rungen der hochentw ickelten M arktw irtschaften sind für Polen deshalb 
so wichtig, weil sie die M öglichkeit der Beherrschung des System risikos 
u n te r den Bedingungen der Änderungen und Globalisierung des F inanz­
dienstleistungsm arktes geben. Vor der vollständigen Ü bertragung dieser 
Normen nach Polen und dem B eitritt Polens zur EG m üssen die pol­
nischen K reditinstitu te ein entsprechend hohes Entwicklungsniveau 
erreicht haben, dam it sie gegenüber den ausländischen Finanzinstituten 
ihre W ettbew erbsfähigkeit verbessern können.

S T R E S Z C Z E N I E

Coraz ściślejsza w spółpraca i perspektyw a członkostw a Polski w  Unii Europej­
skiej skłaniają do dostosow yw ania jej prawa bankow ego do standardów obow iązu­
jących w  tym  ugrupowaniu. D otyczy to w  pierw szym  rzędzie norm nadzoru banko­
w ego. Zasady udzielania koncesji na działalność bankow ą są w  P olsce w  zasadzie 
identyczne jak w  krajach członkow skich Unii. Podobne jest rów nież określenie  
struktury kapitału w łasnego banku. Do podstaw ow ych norm nadzoru bankow ego  
zalicza s ię  w spółczynnik w ypłacalności, którego konstrukcja i w ym agany poziom  
są identyczne jak w  krajach U nii. W Polsce obow iązują ostrzejsze lim ity  dotyczące  
koncentracji kredytów , co jest uzasadnione w iększym  ryzykiem  kredytow ym  w  obec­
nych w arunkach gospodarczych. W prowadzono rów nież rygorystyczne przepisy m a­
jące zapobiegać praniu pieniędzy za pośrednictw em  system u bankowego. Brak nato­
m iast, w  odróżnieniu od w iększości państw  Unii, zadow alających rozw iązań odnoś­
nie do zabezpieczenia lokat bankowych.

l f  A n n a le s , s e c tło  H , vo l. X X V M


